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Potsdam,          . Oktober 2021 
 
Ihr  Antrag  nach  dem  Akten-und  Informationszugangsgesetz  (AIG),  nach  
dem  Brandenburgische  Umweltinformationsgesetz  (BbgUIG)  und  Vebrau-
cherinformationsgesetz (VIG) vom 18.09.2021 
 
Ihr Antrag vom 18.09.2021 wird abgelehnt. Kosten werden nicht erhoben. 
 
I. Sachverhalt: 
 
Sie  beantragten  mit  Email,  eingegangen  am  18.09.2021,  Einsichtnahme  in  Ak-
ten, die Informationen beinhalten über 
 
- die konkrete Anzahl an Aufrufen von im Rahmen der Kontaktnachverfol-

gung  erhobener  personenbezogener  Daten  bei  religiösen  Veranstaltun-
gen,  nicht-religiösen  Hochzeiten,  nicht-religiösen  Bestattungen,  sonsti-
gen Veranstaltungen, körpernahen Dienstleistungen, Gaststätten, Reise-
busreisen,  Stadtrundfahrten,  Schiffsausflüge,  für  Sportanlagen,  Innen-
spielplätze, Kultur- und Freizeiteinrichtungen, Diskotheken, Clubs, Festi-
vals sowie Einrichtungen des Gesundheits- und Sozialwesens 

 
- die konkrete Anzahl an durch Kontaktnachverfolgung ermittelte Kontakt-

personen, gruppiert nach Kalenderwochen für alle aufgezählten Bereiche 
 
-  die  Anzahl  der  durch  Kontaktnachverfolgung  ermittelten  auf  das  SARS-

CoV-2-Virus positiv getesteten Personen 
 
Hierbei beziehen Sie sich auf das AIG sowie das BbgUIG und das VIG.  
 
II. Begründung 
 
1. Antrag nach dem AIG 
Nach § 1 des Akteneinsichts-und Informationszugangsgesetzes (AIG) hat jeder-
mann  nach  den  Regelungen  des  AIG  das  Recht  auf  Einsicht  in  Akten,  soweit  
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nicht überwiegende öffentliche oder private Interessen nach den §§ 4 und 5 ent-
gegenstehen.  
 
Nach umfassender Prüfung ihres Antrags innerhalb des Ministeriums für Sozia-
les, Gesundheit, Integration und Verbraucherschutz wird Ihr Antrag nach dem 
AIG aus mehreren Gründen abgelehnt. 
 
Das AIG gewährt dem Antragsteller keinen Anspruch auf die Beschaffung von 
Informationen. Der Anspruch nach dem AIG beschränkt sich allein auf eine Ein-
sichtnahme in Akten sowie Aktenbestände, die aufgrund eines hinreichend be-
stimmten Antrags zugeordnet werden können und der öffentlichen Stelle vorlie-
gen. Akten, die die von Ihnen gewünschten Informationen enthalten, liegen dem 
MSGIV nicht vor. Ihrem Antrag kann daher aus tatsächlichen Gründen nicht 
stattgeben werden. 
 
Zudem müsste Ihr Antrag nach § 6 Absatz 1 Satz 1 AIG hinreichend bestimmt 
sein. Die hinreichende Bestimmtheit des Antrags setzt voraus, dass die ge-
wünschten Informationen durch Einsichtnahme in Akten oder Aktenbänden ge-
wonnen werden können. Dafür ist es jedoch notwendig, dass der Antrag derart 
bestimmt ist, dass die Anfrage bestimmten Akten und Aktenbänden zugeordnet 
werden kann. Dies liegt in der zweierlei ausgestalteten Rechtsschutzwirkung des 
§ 6 Absatz 1 Satz 1 AIG begründet.   
 
Die hinreichende Bestimmtheit dient zum einen dem Schutz des Antragenden als 
auch zum anderen dem Schutz der Interessen der Behörde. Durch eine hinrei-
chende Bestimmtheit des Antrags soll gewährleistet werden, dass der Bürger 
durch eine klare Zuordnung schnellstmöglich Einsichtnahme in die Akten erhält, 
die die gewünschten Informationen enthalten. Nur so ist eine zeitnahe und mög-
lichst schnelle Bearbeitung möglich. 
Andererseits stellt diese Vorschrift im Interesse der öffentlichen Verwaltung klar, 
dass die Behörden nicht alle Akten ihres Geschäftsbereiches zu prüfen haben, 
sondern sich lediglich bezogen auf die entscheidenden, den Bürger interessie-
renden Umstand beschränken können. Nur bei einem hinreichend bestimmten 
Antrag werden beiderseits die gegenseitigen Interessen gewahrt und die Behör-
de ist überhaupt dazu in der Lage, Einsicht in die entsprechenden Akten und 
Aktenbände zu gewähren bzw. Auskunft zu erteilen.  
Ihr Antrag ist derart weit und offen gefasst, dass eine Zuordnung zu bestimmten 
Akten selbst dann nicht möglich wäre, wenn diese dem MSGIV vorlägen. 
 
Zudem ist davon auszugehen, dass, selbst, wenn die Akten vorlägen, Ihr Antrag 
aufgrund von §5 Absatz 1 Nummer 3 AIG abzulehnen wäre, da sich Ihr Informa-
tionsinteresse auf personenbezogene Daten bezieht, für deren Erhebung es der 
Zustimmung der Betroffenen bedarf. 
 
Das Ministerium für Soziales, Integration und Verbraucherschutz betreibt keine 
Kontaktnachverfolgung. Eine Kontaktnachverfolgung ist Aufgabe der jeweiligen 
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Landkreise und kreisfreien Städte. Bitte wenden Sie sich daher mit Ihren Anlie-
gen an die jeweiligen Gesundheitsämter, die die Kontaktnachverfolgung betrei-
ben.  
 
2. Antrag nach dem BbgUIG 
Da das MSGIV keine Kontaktnachverfolgung betreibt, liegen keine Akten vor, die 
umweltbezogene Daten enthalten könnten. Ihr Antrag nach dem BbgUIG ist ent-
sprechend abzulehnen. 
 
3. Antrag nach dem VIG 
Es liegen ebenfalls keine Akten vor, die Informationen nach dem VIG betreffen, 
sodass auch dieser Antrag aus den genannten Gründen abzulehnen ist. 
 
4. Rechtsmittelbelehrung 
Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage 
beim Verwaltungsgericht Potsdam erhoben werden.   
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
 
Segowski 
 

 


